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Obligationenrecht Entwurf 

(Aktienrecht)  
Änderung vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrats vom 23. November 20161, 

beschliesst: 

I 

Der sechsundzwanzigste Titel des Obligationenrechts2 wird wie folgt geändert: 

Ersatz von Ausdrücken 

1 In den Artikeln 545 Absatz 1 Ziffer 7, 565 Absatz 2, 574 Absatz 3, 577 Randtitel 
und Text, 579 Absatz 2, 580 Absatz 2, 583 Absatz 2, 585 Absatz 3, 601 Absatz 2, 643 
Absatz 3, 685b Absatz 5, 706 Absatz 1, 706a Absatz 2, 731b Absätze 1–3, 740 
Absatz 4, 741 Absatz 2, 743 Absatz 2, 846 Absatz 3, 857 Absatz 3, 881 Absatz 3, 890 
Absatz 2, 891 Absatz 1, 904 Absatz 3, 918 Absatz 2, 924 Absatz 2, 938a Absatz 2, 
941a Randtitel und Absätze 1 und 3, 971 Absatz 1, 981 Absatz 1, 984 Absatz 2, 985 
Absätze 1 und 2, 986 Absätze 1 und 2, 987 Absätze 1 und 2, 1072, 1073, 1075, 1076 
Absatz 2, 1077 Absatz 2, 1078, 1079 Absatz 1, 1080 Randtitel und Absatz 1, 1162 
Absätze 3 und 4 sowie Artikel 1182 wird «Richter» durch «Gericht» ersetzt, mit den 
nötigen grammatikalischen Anpassungen. 

2 In den Artikeln 858 Randtitel, 859 Absätze 1–3, 860 Absatz 1, 861 Randtitel und 
Absätze 1‒3 sowie 863 Absätze 1 und 3 wird «Reinertrag» durch «Jahresgewinn» 
ersetzt. 

3 Betrifft nur den französischen Text. 

4 In den Artikeln 587 Absatz 2 und 743 Absatz 5 wird «Zwischenbilanz» durch 
«Zwischenabschluss» ersetzt, mit den notwendigen grammatikalischen 
Anpassungen.  

  

  
1 BBl 2017 399 
2 SR 220 
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Art. 718 Randtitel   
Art. 720 

Aufgehoben 

Art. 721 Randtitel   
Art. 722 Randtitel   
Art. 725 

1 Besteht begründete Besorgnis, dass die Gesellschaft in den nächsten 
sechs Monaten zahlungsunfähig wird, so muss der Verwaltungsrat 
einen Liquiditätsplan erstellen und eine Beurteilung der wirtschaft-
lichen Lage der Gesellschaft vornehmen. Bei Gesellschaften, die von 
Gesetzes wegen zu einer ordentlichen Revision verpflichtet sind, 
beträgt der massgebliche Zeitraum zwölf Monate. 

2 Der Liquiditätsplan legt den aktuellen Bestand der flüssigen Mittel 
dar und enthält eine Aufstellung der im massgeblichen Zeitraum zu 
erwartenden Einzahlungen und Auszahlungen. Er kann geplante, in 
der Zuständigkeit des Verwaltungsrats liegende Massnahmen zur 
Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit berücksichtigen. 

3 Ergibt sich aus dem Liquiditätsplan, dass die Zahlungsunfähigkeit 
der Gesellschaft droht, so muss der Verwaltungsrat weitere Massnah-
men zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit ergreifen. Er reicht 
nötigenfalls ein Gesuch um Nachlassstundung ein. 

4 Der Verwaltungsrat handelt mit der gebotenen Eile. 

Art. 725a 

1 Zeigt die letzte Jahresrechnung, dass die Aktiven abzüglich der 
Verbindlichkeiten zwei Drittel der Summe aus Aktienkapital, gesetzli-
cher Kapitalreserve und gesetzlicher Gewinnreserve nicht mehr de-
cken, so nimmt der Verwaltungsrat eine Beurteilung der wirtschaft-
lichen Lage der Gesellschaft vor und ergreift Massnahmen zur Besei-
tigung des Kapitalverlusts. 

2 Hat die Gesellschaft keine Revisionsstelle, so muss die letzte Jahres-
rechnung vor ihrer Genehmigung durch die Generalversammlung 
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überdies einer eingeschränkten Revision durch einen zugelassenen 
Revisor unterzogen werden. 

3 Die Revisionspflicht nach Absatz 2 entfällt, wenn der Verwaltungs-
rat ein Gesuch um Nachlassstundung einreicht. 

4 Der Verwaltungsrat und die Revisionsstelle oder der zugelassene 
Revisor handeln mit der gebotenen Eile. 

Art. 725b 

1 Besteht begründete Besorgnis, dass die Verbindlichkeiten der Ge-
sellschaft nicht mehr durch die Aktiven gedeckt sind, so muss der 
Verwaltungsrat unverzüglich je einen Zwischenabschluss zu Fortfüh-
rungswerten und Veräusserungswerten erstellen. Auf den Zwischen-
abschluss zu Veräusserungswerten kann verzichtet werden, wenn die 
Annahme der Fortführung gegeben und der Zwischenabschluss zu 
Fortführungswerten keine Überschuldung aufweist. Ist die Annahme 
der Fortführung nicht gegeben, so genügt ein Zwischenabschluss zu 
Veräusserungswerten. 

2 Der Verwaltungsrat muss die Zwischenabschlüsse durch die Revi-
sionsstelle oder, wenn eine solche fehlt, durch einen zugelassenen 
Revisor prüfen lassen. 

3 Ist die Gesellschaft gemäss den beiden Zwischenabschlüssen über-
schuldet, so muss der Verwaltungsrat das Gericht benachrichtigen. 
Dieses eröffnet den Konkurs oder verfährt nach Artikel 173a des 
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes vom 11. April 188910. 

4 Die Benachrichtigung des Gerichts kann unterbleiben:  

1. wenn Gesellschaftsgläubiger im Ausmass der Überschuldung 
im Rang hinter alle anderen Gläubiger zurücktreten und ihre 
Forderungen stunden, sofern der Rangrücktritt den geschulde-
ten Betrag und die Zinsforderungen während der Dauer der 
Überschuldung umfasst; oder 

2. solange begründete Aussicht besteht, dass die Überschuldung 
innert angemessener Frist, spätestens aber 90 Tage nach Vor-
liegen der geprüften Zwischenbilanzen, behoben werden kann 
und dass sich die Überschuldung nicht wesentlich erhöht. 

5 Verfügt die Gesellschaft über keine Revisionsstelle, so obliegen dem 
zugelassenen Revisor die Anzeigepflichten der eingeschränkt prüfen-
den Revisionsstelle. 

6 Der Verwaltungsrat und die Revisionsstelle oder der zugelassene 
Revisor handeln mit der gebotenen Eile. 

  

10 SR 281.1 
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